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Teil 1

Einleitung

Schuldrechtliche Vereinbarungen zwischen einer Aktiengesellschaft (AG) und
Dritten im Zusammenhang mit geplanten Transaktionen, etwa mit Investoren, sind
aus der juristischen Praxis heute nicht mehr wegzudenken. Denkbar sind hierbei
Regelungen zurVermeidung derVerwässerung desAktienanteils oder der Bestellung
von Aufsichtsratsmitgliedern. Solche Vereinbarungen werfen dogmatisch allerdings
verschiedene, in der juristischen Diskussion bisher erst seit kurzem beleuchtete
Probleme auf.

Denn obschon es in der Regel um schuldrechtliche Bindungen geht, die aner-
kanntermaßen eigenständig neben korporativen Bestimmungen wirksam bestehen
können1, können sie – zumindest nach vielfach geäußerter Meinung – ihrem Inhalt
nach dennoch derart gegen aktienrechtlich zwingende Vorschriften verstoßen, dass
sie das Schicksal der Unwirksamkeit bzw. Nichtigkeit ereilt.

Die Problematik zeigt sich gerade in Fällen, in denen sich eine AG, vertreten
durch denVorstand, gegenüber einemDritten, etwa einemBieter, verpflichtet, sich in
bestimmter Weise zu verhalten, um eine Maßnahme desselben zu erleichtern, nicht
zu verhindern oder nicht zu erschweren. Hier trifft das von der korporativen Ebene
grundsätzlich losgelöste Schuldrecht auf die strenge Kompetenzordnung der Akti-
engesellschaft.

Die Wirkungen, die solche Vereinbarungen zeitigen, und die Voraussetzungen,
unter denen sie wirksam sind, sind nach wie vor nicht endgültig geklärt. Probleme
ergeben sich dabei teilweise bereits bei der Bestimmung der Rechtsnatur entspre-
chender Vereinbarungen. Misst man der Vereinbarung Wirkungen einer faktischen
Leitungsunterstellung bei, ergeben sich daraus unter Anwendung der Grundsätze
über den faktischen, bzw. verdeckten Beherrschungsvertrag2 vor allem Fragen im
Zusammenhang mit Hauptversammlungskompetenzen. Unabhängig davon können
die jeweiligen Inhalte einer solchen Vereinbarung Vorstands- bzw. Aufsichtsrats-
kompetenzen betreffen und ggf. verletzen.

1 Vgl. nur Pentz, in: MüKoAktG, § 23 Rn. 187 f.; Solveen, in: Hölters, AktG, § 23 Rn. 41.
2 Nur, soweit man die Figur des faktischen Beherrschungsvertrag überhaupt anerkennt;

ablehnend bspw. Koch, in: Hüffer/Koch, AktG, § 291 Rn. 14; speziell die Möglichkeit der
Qualifizierung einer schuldrechtlichen Vereinbarung als faktischen Beherrschungsvertrag
ablehnend Ederle, AG 2010, 273, 278; anerkennend z.B. OLG Schleswig, NZG 2008, 868.



Ziel der Untersuchung ist es, das dogmatische Verhältnis zwischen schuld-
rechtlichen Vereinbarungen der AG und ihrer gesetzlichen Kompetenzordnung
darzustellen und zu überprüfen, inwiefern solche Vereinbarungen wirksam verein-
bart werden bzw. bestehen können.

Anlass der Untersuchung boten die in der Literatur hinsichtlich ihrer Begründung
und auch ihren Ergebnissen teils stark kritisierten Entscheidungen des LG Mün-
chen I3 und des OLG München4 in Sachen Amerigon/W.E.T. Automotive. Dort
haben die Gerichte eine sog. Zusammenschlussvereinbarung (englisch Business
Combination Agreement) als unvereinbar mit der Kompetenzordnung der Aktien-
gesellschaft und nichtig eingestuft.

Die grundsätzliche Thematik ist mittlerweile mehrfachmonographisch bearbeitet
worden. Hier sind insbesondere die Arbeiten von Steinert5, Heß6, Arens7, Herwig8,
Heptner9 und Wiegand10 zu nennen. Sie alle befassen sich in mehr oder weniger
großem Umfang und mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen mit dem Ver-
hältnis zwischen aktienrechtlicher Kompetenzordnung und allgemeinem Schuld-
recht.

Gegenstände der vorliegenden Untersuchung sind im Wesentlichen Investoren-
vereinbarungen sowie Zusammenschlussvereinbarungen. Dass die Thematik ins-
besondere auch aus wirtschaftlichen Gesichtspunkten ungebrochen interessant ist,
zeigt sich an der Häufigkeit, mit der entsprechende Investoren- oder Zusammen-
schlussvereinbarungen zwischen AG und Bieter oder Parteien einer Fusion abge-
schlossen werden11. Einschlägige Rechtsprechung findet sich bislang dennoch bloß
sporadisch. Das Landgericht München I hatte bereits mehrmals Gelegenheit sich zu
Zusammenschlussvereinbarungen zu äußern. Das Gericht sah in einer der zugrun-
deliegenden Zusammenschlussvereinbarung einen verdeckten Beherrschungsver-
trag, welcher gem. § 293 Abs. 1 Satz 1 AktG der – nicht gegebenen – Zustimmung
der Hauptversammlung bedurft hätte12. Im zweiten Fall nahm es zunächst eine
rechtliche Einheit gem. § 139 BGB zwischen einem Beherrschungs- und Gewinn-
abführungsvertrag und einer Zusammenschlussvereinbarung sowie ferner einen
Verstoß der Zusammenschlussvereinbarung gegen die aktienrechtliche Kompe-

3 LG München I, NZG 2012, 1152 ff.
4 OLGMünchen, AG2012, 260 ff. (erstes Freigabeverfahren) undAG2013, 173 ff. (zweites

Freigabeverfahren).
5 Steinert, Investorenvereinbarung.
6 Heß, Investorenvereinbarungen.
7 Arens, Einflussrechte.
8 Herwig, Leitungsautonomie.
9 Heptner, Einschränkungen.
10 Wiegand, Investorenvereinbarungen und Business Combination Agreements.
11 Jüngst z.B. die Zusammenschlussvereinbarung zwischen Linde plc, Linde AG, Praxair

Inc., Zamalight HoldCo LLC und Zamalight SubCo, Inc vom 01.06.2017.
12 LG München I, ZIP 2008, 555, 559 ff.

Teil 1: Einleitung16

http://www.duncker-humblot.de
http://www.duncker-humblot.de


tenzordnung an.13 Folge des Verstoßes sei nach dem LG München I die Nichtigkeit
gem. § 134 BGB.14 Das OLG Stuttgart konkretisierte zuletzt zumindest die Vor-
aussetzungen, unter denen von einer rechtlichen Einheit zwischen Zusammen-
schlussvereinbarung und einem Beherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag
auszugehen ist.15 Daneben äußerten sich auch das OLG Schleswig16 sowie das LG
Nürnberg-Fürth17 jeweils zu Fragen bezüglich der Beherrschung im Zusammenhang
mit Zusammenschlussvereinbarungen. Das OLG Frankfurt entschied, dass der
Abschluss einer Zusammenschlussvereinbarung nicht der vorherigen Zustimmung
der Hauptversammlung bedürfe.18

Betrachtet man das Verhältnis zwischen aktienrechtlicher Kompetenzordnung
und zuwiderlaufenden schuldrechtlichen Vereinbarungen, sind diverse Fragen noch
nicht endgültig beantwortet. Es ist das Ziel der vorliegendenArbeit, die sich nicht auf
eine Fallgruppen-Besprechung verengen, sondern den gerade dem Aktienrecht in-
newohnenden kautelarjuristischen Innovationen Rechnung tragen möchte, die Be-
wertung auch zukünftiger Rechtskonstruktionen und deren Gestaltung durch
rechtsdogmatische Grundlegung zu erleichtern. Im folgenden Teil werden die
dogmatischen Grundlagen dargestellt und herausgearbeitet, die im dritten Teil auf
ausgewählte Fallkonstellationen angewandt werden.

13 LG München I, NZG 2012, 1152 ff.
14 LG München I, NZG 2012, 1152, 1154.
15 OLG Stuttgart, AG 2015, 163, 164 ff.
16 OLG Schleswig, AG 2006, 120 ff.
17 LG Nürnberg-Fürth, AG 2010, 179 f.
18 OLG Frankfurt a.M., NZG 2014, 1017, 1019.

Teil 1: Einleitung 17

http://www.duncker-humblot.de
http://www.duncker-humblot.de



